Deutscher Bundestag 
13. Wahlperiode 


Antrag 

der Fraktionen der CDU/CSU und F.D.P. 


Chancen der Globalisierung nutzen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1 . Die gegenwärtige Lage der Außenwirtschaft 

Die deutsche Wirtschaft nimmt aktiv und erfolgreich am Pro- 
zeß der wachsenden internationalen Arbeitsteilung und Ver- 
flechtung (Globalisierung) teil. Auch über die Nutzung der Vor- 
teile des europäischen Wirtschaftsraumes hinaus belegt die 
deutsche Wirtschaft in ihrer internationalen Wettbewerbs- 
fähigkeit und globalen Präsenz im Vergleich mit den übrigen 
G7 -Industrieländern einen der vordersten Plätze. Hierzu hat 
die erfolgreiche Reformpolitik der Bundesregierung in den 
letzten Jahren erheblich beigetragen. Deutschland hat die Her- 
ausforderungen der Globalisierung angenommen und große 
Erfolge bei den notwendigen Anpassungsschritten erreicht. 
Diese Politik muß fortgesetzt werden, nicht zuletzt durch die 
Umsetzung der großen Steuerreform. 

Die Vollendung der Europäischen Wirtschafts- und Währungs- 
union und die Einführung des Euro werden die internationale 
Wettbewerbsfähigkeit der EU und damit auch der Bundesre- 
publik Deutschland stärken. 

Die deutsche Außenwirtschaftspolitik hat durch konsequente 
Öffnung des deutschen Marktes, z.B. bei Automobüen, dazu 
beigetragen, daß die deutsche Exportindustrie wettbewerbs- 
fähig, erfolgreicher „global player" und gesuchter internatio- 
naler Kooperationspartner ist. Mit ihrer Außenwirtschaftspoli- 
tik hat die Bundesregierung gleichzeitig dafür Sorge getragen, 
daß auch kleine und mittlere Unternehmen, deren Rolle für 
Wachstum und Beschäftigung stets höchste Priorität besitzt, er- 
folgreich am Globahsierungsprozeß teilnehmen. Die Exporter- 
folge zeigen: Deutschland ist ein Wirtschaftsstandort, an dem 
sich erfolgreich produzieren läßt. Hervorzuheben ist, daß die 
großen Exportüberschüsse in den Branchen erzielt werden, die 
durch besonders intensiven Wettbewerb gekennzeichnet sind 
und deswegen von den Unternehmen besonders früh harte An- 
passungsmaßnahmen erforderten. Jetzt zeigt sich, daß auf die- 
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sem Weg Arbeitsplätze gesichert wurden. Dieses war eine 
große Leistung, die gemeinsam von Unternehmern, Arbeit- 
nehmern und Politik vollbracht wurde. Die Behauptung, der 
Standort Deutschland sei erstarrt, wird durch die tatsächhche 
Entwicklung widerlegt. 

Der offene Welthandel hat Wohlstand geschaffen. Nur bei 
weiterem freien Waren- und Dienstleistungshandel wird 
Deutschland sein hohes Wohlstandsniveau halten können. In 
der Handelspolitik nimmt Deutschland seine besondere Ver- 
antwortung innerhalb der EU für die Öffnung der Märkte wahr 
und trägt maßgeblich dazu bei, daß der Handelspolitik der EU 
heute eine weltwirtschaftliche Führungsrolle zukommt. Die 
Rolle der EU in Außenwirtschaftsfragen ist durch den Amster- 
damer Vertrag teilweise gestärkt worden; weitere Schritte für 
eine effiziente und einheitliche Außenvertretung der EU, ins- 
besondere in allen die WTO betreffenden Bereichen sind er- 
forderlich. 

Die erfolgreiche Teilnahme der deutschen Wirtschaft am wach- 
senden Welthandel ist ein zentraler Faktor für die Sicherung 
von Wachstum und Beschäftigung und die Schaffung neuer Ar- 
beitsplätze in Deutschland. Gleichzeitig hat sich der struktu- 
relle Anpassungsbedarf in unserer Wirtschaft und auf dem Ar- 
beitsmarkt erhöht. Die innovative Lohnpolitik und die 
Lohnzurückhaltung der letzten Jahre müssen fortgesetzt wer- 
den. Orientierungsmaßstab muß der Produktivitätsfortschritt 
sein. Eine kollektive Arbeitszeitverkürzung ist der falsche Weg. 
Statt dessen brauchen wir flexible Arbeitszeitregelungen, die 
insbesondere die Aufnahme von Teilzeitarbeit erleichtern. 

2. Internationale Rahmenbedingungen 

Die Globalisierung der Märkte für Güter, Dienstleistungen und 
Kapital bewirkt eine Vertiefung der internationalen Arbeits- 
teilung und eröffnet der deutschen Wirtschaft eine Vielzahl von 
Chancen. Gleichzeitig stellt die Globalisierung Deutschland 
vor neue Herausforderungen, denen sowohl durch grundle- 
gende Strukturreformen auf nationaler Ebene als auch in in- 
ternationaler Zusammenarbeit begegnet werden muß. Die Glo- 
balisierung hat Auswirkungen auf nahezu alle Politikbereiche. 
Es gilt, geeignete Rahmenbedingungen für das wirtschaftliche 
Handeln zu setzen. Die Soziale Marktwirtschaft ist der geeig- 
nete Ordnungsrahmen, um Antworten auf die ökonomischen 
und sozialen Herausforderungen der Globalisierung zu finden. 

Auf europäischer Ebene sind in den letzten 15 Jahren bereits 
viele politische Rahmenbedingungen geschaffen worden, um 
den Herausforderungen der Globalisierung begegnen zu kön- 
nen. Dazu gehören insbesondere die Vollendung des Binnen- 
marktes, die Einführung des Euro und die Vorbereitung für die 
bevorstehende EU-Ost-Erweiterung. 

Die Welthandelsorganisation (WTO) als Institution für den 
freien Welthandel und den Wettbewerb muß weiter gestärkt 
werden; sie ist ein entscheidender Motor der Globalisierung. 
Ebenso trägt die OECD als marktwirtschaftlich und freihan- 
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delsorientierte Organisation entscheidend dazu bei, die richti- 
gen Antworten auf die Globalisierung zu finden. Deutschland 
unterstützt darüber hinaus die zentrale Rolle des IWF bei der 
Stärkung des globalen Finanz- und Währungssystems. 

Bei der internationalen Zusammenarbeit zur Bewältigung der 
Aufgaben im Rahmen der Globalisierung kommt auch den Ver- 
einten Nationen als internationalem politischen Forum und als 
Instrument zur Durchführung global koordinierter Programme 
wichtige Bedeutung zu. Um die Vereinten Nationen organisa- 
torisch hierfür zu rüsten, sind eine Straffung und Reorganisa- 
tion sowie eine Abgrenzung der Mandate ihrer zahlreichen Un- 
ter- und Sonderorganisationen ebenso unerläßlich wie eine 
verbesserte Koordination untereinander. Deutschland wird sei- 
ne Rolle als Mitglied der Vereinen Nationen und der interna- 
tionalen Wirtschafts- und Finanzinstitutionen weiterhin aktiv 
und gestaltend wahrnehmen. 

Verstärkte Zusammenarbeit zwischen den einzelnen Organi- 
sationen des VN-Systems - wie der ILO - sowie der Weltbank, 
des IWF und auch der WTO sollen die Behandlung von um- 
fassenden Themenbereichen erleichtern, wie z.B. eine koor- 
dinierte Vorgehensweise in der Entwicklungspolitik, Siche- 
rung einer nachhaltigen Einwicklung, Stabilisierung des 
internationalen Währungssystems sowie Schaffung einer in- 
ternationalen Wettbewerbsordnung . 

3. Ausbau der freien Welthandelsordnung 

Stärkung und Ausbau des freien multilateralen Welthandels- 
systems sind von entscheidender weltwirtschaftlicher Be- 
deutung. Die Ministerkonferenz der WTO im Mai 1998 hat 
deutlich gemacht, daß es insbesondere für viele Entwick- 
lungsländer keineswegs selbstverständlich ist, die vereinbar- 
ten Schritte zur Öffnung ihrer Märkte zu vollziehen. Im Inter- 
esse des bestehenden multilateralen Systems ist es daher 
wichtig, darauf zu achten, daß alle Staaten ihre übernomme- 
nen Verpflichtungen zur Liberalisierung ihres Außenhandels 
erfüllen. 

Die Bilanz der WTO seit ihrer Gründung in 1995 ist erfolgreich. 
Wichtige Fortschritte bei der Umsetzung der Ergebnisse der 
Uruguay-Runde wurden erreicht und Liberalisierungsabkom- 
men in den Bereichen Basistelekommunikation, Informations- 
technologie und Finanzdienstleistungen geschlossen. 

Die bestehenden internationalen Regeln müssen strikt einge- 
halten werden. Dazu zählt insbesondere auch das internatio- 
nal vereinbarte Streitschlichtungsverfahren der WTO. Es ist im 
Rahmen des derzeit laufenden Überprüfungsverfahrens in 
Genf weiter zu stärken. 

Der Beschluß der WTO-Ministerkonferenz in Genf vom Mai 
1998 wird begrüßt, bis zur nächsten WTO-Ministerkonferenz 
im Herbst 1999 alle Vorbereitungen zu treffen, damit ent- 
schieden werden kann, in welchem Umfang neue multilatera- 
le Verhandlungen über eine weitere Liberalisierung des Welt- 
handels geführt werden sollen. Eine umfassende multilaterale 
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Verhandlungsrunde liegt im deutschen Interesse, um die Chan- 
cen der Unternehmen auf den Weltmärkten weiter zu verbes- 
sern. 

Besondere Bedeutung kommt der kontinuierlichen Erweite- 
rung des Mitgliederkreises der WTO zu. 132 Staaten sind ihr 
bislang beigetreten. Politisch wichtig sind insbesondere die 
derzeit gestellten Beitrittsanträge von Rußland und China. Ihr 
Beitritt würde deutlich machen, daß die ehemals bestehende 
Teilung der Welt in zwei voneinander getrennte Einfluß- 
sphären endgültig überwunden ist. Der wünschenswerte Bei- 
tritt beider Staaten setzt aber auch voraus, daß in diesen Län- 
dern der Prozeß der wirtschaftlichen und politischen Reformen 
weitere Fortschritte macht und sie infolgedessen Gewähr dafür 
bieten, daß sie die Verpflichtungen der WTO erfüllen. 

4. Zusammenarbeit mit anderen Wirtschaftsregionen 

In der Welt vollzieht sich gegenwärtig ein immer stärkeres Zu- 
sammenwachsen einzelner Wirtschaftsregionen. Dies darf 
nicht zu einer Aushöhlung des multilateralen Welthandelssy- 
stems der WTO führen. Regionale Zusammenarbeit kann sinn- 
voll dazu beitragen, die Liberalisierung und wirtschaftliche 
Entwicklung in einzelnen Regionen voranzutreiben. Bestes 
Beispiel dafür ist die Integration in Europa, die durch den Ver- 
trag von Amsterdam weiter gefestigt und ausgebaut wird. Die 
Handlungsfähigkeit der EU auch auf internationaler Ebene 
wird durch die im neuen Vertragswerk vorgesehenen effizien- 
teren Entscheidungsverfahren deutlich gestärkt. 

Der Abschluß des Amsterdamer Vertrages hat auch die Oster- 
weiterung der EU eingeleitet, die die Spaltung in Europa end- 
gültig überwindet. Politische Stabilität und Wohlstand für den 
gesamten Kontinent werden damit einhergehen. Die Stimme 
Europas wird an Gewicht gewinnen. Bis zum endgültigen Bei- 
tritt der MOE- Staaten muß die vorbereitende Zusammenarbeit 
mit diesen Ländern, aber auch mit jenen Staaten Südosteuro- 
pas, die noch keine EU-Beitrittsperspektive haben, weiter 
nachhaltig intensiviert werden. 

Regionalisierung darf den freien Welthandel nicht gefährden. 
Freihandelszonen dürfen keine Handelsblöcke sein, die eine 
Gefahr für die Globalisierung und ihre Vorteile bilden. Daher 
ist es wichtig, daß die bestehenden und sich bildenden Wirt- 
schaftsregionen eng Zusammenarbeiten. So muß die EU ihre 
Zusammenarbeit mit den asiatischen Staaten im Rahmen des 
ASEM-Dialogs weiter verstärken und ihre Zusammenarbeit 
mit Süd- und Mittelamerika intensivieren. Auch werden die 
derzeit von der EU geführten Verhandlungen zur Gründung 
einer Freihandelszone mit Südafrika und Mexiko begrüßt. 

Besondere Bedeutung hat auch die auf dem EU/US-Gipfel im 
Mai dieses Jahres vereinbarte vertiefte Transatlantische Wirt- 
schaftspartnerschaft. Die USA sind der wichtigste Handels- 
partner der EU, die Vertiefung der gegenseitigen Beziehungen 
bringt daher beiden Seiten besondere Vorteile. 
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5 . Außenwirtschaftsförderung 

Das bestehende Netz der Auslandshandelskammem, Dele- 
giertenbüros und Repräsentanzen der Deutschen Wirtschaft 
liefert gemeinsam mit der Bundesstelle für Außenhandelsin- 
formation und den deutschen Auslandsvertretungen wichtige 
Informations- und Beratungsdienstleistungen für die auf inter- 
nationalen Märkten tätigen deutschen Unternehmen. Die 
Förderung der Beteiligung vor allem mittelständischer und 
kleiner Unternehmen an internationalen Messen und Ausstel- 
lungen erleichtert den Zugang zu wichtigen Drittlandsmärk- 
ten. Staatliche Ausfuhrgewährleistungen (Hermes), bilaterale 
Investionensschutzverträge sowie Kapitalanlagegarantien auf 
dieser Basis flankieren unternehmerische Finanzierungs- und 
Investionsentscheidungen. 


II. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

1. an ihrer erfolgreichen Außenwirtschafts- und Reformpolitik, 
die nunmehr sehr deutlich positive Ergebnisse zeigt, festzu- 
halten, und die ergriffenen Initiativen - speziell auch für klei- 
ne und mittlere Unternehmen - voranzutreiben; dem Dienst- 
leistungsbereich ist in der Außenwirtschaftspolitik besondere 
Aufmerksamkeit zu schenken, Abschottungstendenzen ent- 
schieden entgegenzutreten. Ein Verzicht auf weitere Anpas- 
sung an das geänderte weltwirtschaftliche Umfeld würde der 
deutschen Volkswirtschaft nur eine kurzfristige Atempause 
verschaffen, aber schon mittelfristig den Anpassungsdruck ge- 
waltig steigern. Es ist ein Irrglaube, durch Verhandlungen mit 
den Wettbewerbsnationen Handlungszwänge in Deutschland 
aufhalten zu können,* die Bevölkerung muß verstärkt über die- 
se Zusammenhänge informiert werden. Nur so wird sie Be- 
reitschaft aufbringen, sich dem Wandel zu stellen; 

2. die europäische Integration weiter mit besonderem Nachdruck 
zu fördern und dazu beizutragen, daß die Marktöffnung im 
Rahmen der WTO weiterentwickelt wird. In allen WTO-Mate- 
rien sollte die EU mit einer Stimme sprechen; 

3. dafür einzutreten, daß die Verhandlungen über eine weitere 
Absenkung aller Zölle auf industrielle Waren auf Null aufge- 
nommen werden. Aber auch im Dienstleistungsbereich, beim 
Schutz geistigen Eigentums und bei den öffentlichen Aufträ- 
gen müssen weitere Fortschritte gemacht werden. Die sog. neu- 
en Themen Investitionen, Handel und Wettbewerb, Handel 
und Umwelt müssen vorangebracht werden. Gerade im Be- 
reich der Umweltstandards, aber auch bei den auf den WTO- 
und ILO-Konferenzen angesprochenen Arbeits- und Sozialbe- 
dingungen müssen Fortschritte erzielt werden. Unterschiedli- 
che Umweltstandards sowie Arbeits- und Sozialbedingungen 
dürfen jedoch nicht zum Vorwand für einen neuen Protektio- 
nismus verwandt werden; 

4. am Ziel der weltweit offenen Märkte und des freien Marktzu- 
gangs zugunsten von Wirtschafts- und Beschäftigungswachs- 
tum in der gesamten Welt festzuhalten und sich im Rahmen der 
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EU-Verhandlungen für den Abbau bestehender Handels- 
schranken mit den USA und anderen Staaten einzusetzen, da- 
mit möglichst rasch konkrete Erfolge zur weiteren Öffnung der 
Märkte erzielt werden können. 


Bonn, den 16. Juni 1998 

Dr, Wolfgang Schäuble, Michael Glos und Fraktion 
Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 
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